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Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 
Az.:610/8-9 Di, Sb 

Mühldorf a. Inn, 11.04.2002 

Aufstellung des Bebauungsplanes 

Oberes Stadtfeld Teil I 

4. 2. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 26.10.2000 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 08.11.2000 bis 28.11.2000 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 27.10.2000 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen des Bebauungsplanes vorgebracht werden können. Die 
Träger öffentlicher Belange wurden bis zum 11.12.2000 nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt. 

1. Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Mühldorf a. Inn hat in der Sitzung des Stadtrates vom 29.06.2000 die Aufstellung des o.g. 
Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 05.07.2000 ortsüblich bekannt 
gemacht. 

2. vorgezogene Bürgerbeteiligung 

Die Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Entwurf des Bebauungsplanes wurde vom 26.07.2000 bis 11.08.2000 durchgeführt. 

maß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO i.d.F.v. 21.12.2000 als Satzung beschlossen. 

Günther Knoblauch 
1. Bürgermeister 

3. 1. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 13.09.2000 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 25.09.2000 bis 24.10.2000 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 15.09.2000 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können. Die Träger öffentlicher Belange wurden im gleichen Zeitraum nach § 4 
Abs. 1 BauGB beteiligt. 

6. 3. öffentliche Auslegung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes i.d.F.v. 26.07.2001 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 26.11.2001 bis 14.12.2001 öffentlich ausgelegt. Dies wurde am 14.11.2001 
ortsüblich bekannt gemacht und darauf hingewiesen, dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen des Bebauungsplanes vorgebracht werden können. Die 
Träger öffentlicher Belange wurden bis zum 28.12.2001 nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt. 

Mühldorf a. Inn, 11.04.2002 Die Stadt Mühldorf a. Inn hat mit Beschluss des Stadtrates vom 21.02.2002 den Bebauungsplan ge¬ 
mäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 91 BayBO i.d.F.v. 05.02.2002 als Satzung beschlossen. 

8. Bekanntmachung 

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgt durch Aushang an der Amtstafel am 
17.04.2002. Der Bebauungsplan mit Begründung i.d.F.v. 05.02.2002 wird seit diesem Tag zu den übli¬ 
chen Geschäftszeiten in Stadtbauamt, Huterergasse 2, 1.Stock, Zimmer Nr. N 101,84453 Mühldorf a. 
Inn zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3, Satz 1 und 2 und Abs. 4 und des § 215 

Abs. 1 BauGB ist hingewiesen worden. 

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung rechtsverbindlich geworden (§ 10 Abs. 3 Satz 4 

BauGB). 

Mühlct©rf~ajnn, 11.04.2002 

\\ W,\ /Siögel^ __ 
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STADT MÜHLDORF LANDKREIS MÜHLDORF 

AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

für das 

BAUGEBIET "OBERES STADTFELD - TEIL I " 

M 1 : 1000 

Der Bebauungsplan umfaßt folgende Flur Nummern: 

489, 490 
1478/4, 1488, 1489 
in Teilbereichen: 
293, 486, 491, 527, 
1478/3 

Gemarkung Altmühldorf 
Gemarkung Mühldorf 

Gemarkung Altmühldorf 
Gemarkung Mühldorf 

Die Stadt Mühldorf a. Inn erläßt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den 
§§ 1, 2, 3, 8 und 9 des Baugesetzbuches (3auGB) , der Art. 91 Abs. 3, 
Art. 5, 6, 9 und 10 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und der Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat 3ayern (GO) diesen Bebauungsplan 

als 

M.-J. SATZ 

Mühldorf a. Inn j f /\prj( 2jß2 

1. Bürgermeister der 
Stadt Mühldorf a. Inn 

Günther Knoblauch 

Planverfasser: 

SEIDEL + BRANDSTETTER 
Architekten und Dipl.Ingenieure (FH) 
Münchenerstr. 77 84453 Mühldorf/Inn 
Tel. 08631 / 3612-0 Fax 08631/3612-19 
email:seidel.brandstetter@t-online.de 

Klaus Seidel 

Vorentwurf: 17.07.2000 

Entwurf: 21.12.2000 

Geändert: 26.07.2001 

Geändert: 05.02.2002 
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A. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 
************************************** 

Darstellung auf Planzeichnung 

B. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 
******************************* 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

1.1 Das Bauland ist nach §§ 6 und 8 BauNVO festgesetzt als: 

- Gewerbegebiet - (GE) - Teil I wurde zur Satzung erhoben. 
- Gewerbegebiet - (GE) - Teil II u. III nur nachrichtlich.. 

Die textlichen Festsetzungen gelten für alle Teile. 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

2.1 Wandhöhe, Grundflächenzahl, Geschcßflächenzahl 

2 Geschosse 

max. Wandhöhe 7,0 m, max. Firsthöhe 8,0 

GRZ (§ 19 BauNVO) max. 0,6 

GFZ (§ 2 0 BauNVO) max, 1,2 

Pro Parzelle ist eine Wohneinheit für Betriebsangehörige und 
Aufsichtspersonal zulässig. 

2.2 Mindestgrößen der Baugrundstücke: 

4 000 m2 für Gewerbegrundstücke - Teil I 
2 000 m2 für Gewerbegrundstücke - Teil II und III 

Die Grundstücksteilungen "GE" dürfen nur so vorgenommen werden, 
daß ein Mindestgrenzabstand von 5 m zum Gebäude (incl. 2 m Grenz- 
bepflanzung) verbleibt. 
Die in Art. 6 und 7 BayBO aufgeführten Mindestabstandsflächen 
behalten Gültigkeit. 
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3. BAULICHE GESTALTUNG 

3.0 ALLGEMEINES 

Die Versorgungsmedien sind unterirdisch zu führen. 

3.1. BAUKÖRPER 

3.1.1 Die Oberkante des EG Fußbodens darf max. 1,2 m (in Verbindung 
mit Laderampen) über der Oberkante Bordstein liegen. 
Bei anderer Nutzung darf diese Höhe 0,3 m nicht überschreiten. 

3.1.2 Kellergeschoße dürfen nicht durch Abgrabungen und Abböschungen 
des Geländes freigelegt werden. Ausnahmsweise kann an einer 
Gebäudeseite einem Lichtgraben mit einer max. Tiefe von 2,0 m 
und einer Länge von max. 5,0 m zugestimmt werden. 

3.1.3 Die Baukörper sind, bei geschlossenen Fassaden, mind. alle 40 m 
(Gebäudelänge und Gebäudebreite) durch Vor- oder Rücksprünge von 
mind. 2,0 m zu gliedern. 

3.2 DACHFLÄCHEN 

Alle Dachformen sind zugelassen. 
Die Dachneigung bei Pult-u. Satteldächern darf 20 Grad nicht 
überschreiten. Als Dacheindeckung sind Profilbleche und 
Dachplatten in roter bis rotbrauner, sowie grauer Farbe 
zugelassen. Ebenso zulässig sind naturfarbene Zink- und Alubleche. 
Bei Flachdächern wird keine Gestaltung festgesetzt. 

3.3 FASSADENGESTALTUNG 

3.3.1 Die Fassadentöne sind in hellen bis gedeckten Farben zu halten. 
Grelle Töne sowie Signal- und Leuchtfarben sind unzulässig. 

3.3.2 Zugelassen sind Werbeanlagen bis max. 6.0m Höhe und Fahnen mit 
einer max. Höhe von 7,0 m. In der anbaufreien Zone wird die 
Montage auf 4 Fahnen pro Gewerbeeinheit begrenzt. 
Nicht zugelassen sind Werbeanlagen an der Einfriedung, sowie 
Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften. Die Größe der 
Werbeanlage wird über Einzelbaugenehmigung geregelt. 

3.3.3 Werbehinweisschilder, auch unter der genehmigungspflichtigen 
Größe, sind nur an den von der Stadt festgelegten Standorten 
zugelassen. 

4. GARAGEN, STELLPLÄTZE, NEBENGEBÄUDE 

Garagen und Stellplätze dürfen nur über eine Grundstückseinfahrt 
und nicht von der Straße her angefahren werden. Ausnahme kann für 
eine Doppelgarage einer zugelassenen Wohneinheit erteilt werden. 
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5. EINFRIEDUNGEN, ZUFAHRTEN 

5.1 Wo Einzäunung zugelassen, ist diese als Stahlzaun mit 
senkrechten Sprossen aus leichtem Rund- oder Profilstahl 
(kein Baustahlgewebe) auszuführen. 

Für Grenzzäune zwischen den Grundstücken sind Maschendrahtzäune 
zugelassen. 
Die Zäune sind zu hinterpflanzen. 
Maximal zulässige Höhe für Zäune : 2,0 m. 

5.2 Bei Grünflächen, direkt an die Straße angrenzend, ist die Ein¬ 
friedung soweit von der Grundstücksgrenze zurückzuversetzen, 
daß zwischen Zaun und Straßenverkehrsflächen ein Pflanzstreifen 
von mind. 1 m Breite verbleibt. 

5.3 Ein Einzäunungsverbot ist mit Planzeichen fixiert. Hier sind 
auch Hecken oder niedrige Sockelmauern nicht zugelassen. 

5.4 Zufahrten zu den Grundstücken können von den inneren Er¬ 
schliessungsstrassen nach Bedarf erstellt werden. Die Grün¬ 
streifen zu den inneren Erschliessungsstrassen in diesen 
Bereichen können jeweils bis zu einer 3reite von 10 m 
unterbrochen werden. 

6. GRÜNORDNUNG 

6.1 Allgemein 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit Ausnahme der 
notwendigen Verkehrsflächen vom jeweiligen Grundstückseigen¬ 
tümer zu begrünen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

6.2 Grünflächen (öffentlich) 
Für das Strassenbegleitgrün entlang der Nordtangente und den 
Freiflächen zwischen den Längsparkbuchten an der Ost-West-Str. 
wird folgendes Pflanzgebot festgesetzt: 

6.2.1 Pflanzung von Laubbäumen gemäß den Festsetzungen durch Plan¬ 
zeichen A. 4 : 

TG = Tilia cordata "Greenspire" (Stadt-Linde) 
AP = Acer platanoides (Spitzahorn) 

entspricht den Bäumen entlang der Nordtangente. 
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Auswahlliste geeigneter Arten der festgesetzten Vegetationsge¬ 
sellschaft des Labkraut-Eichen-Hainbuchenwaldes: 

Bäume 1. und 2. Ordnung 

Acer campestre - Feldahorn 
Acer plantanoides - Spitzahorn 
Carpinus betulus - Hainbuche 
Fraxinus excelsior - Esche 
Prunus avium - Vogelkirsche 
Quercus petraea - Traubeneiche 
Quercus robur - Stieleiche 
Sorbus aucuparia - Eberesche 
Tilia cordata - Winterlinde 

Sträucher 

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel 
Crataegus monogyna - Weißdorn 
Corylus avellana - Haselnuß 
Daphne mezereum - Seidelbast 
Euonymus europaea - Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare - Liguster 
Lonicera xylosteum - Rote Heckenkirsche 
Prunus spinosa - Schlehe 
Rhamnus cathartica - Echter Kreuzdorn 
Rosa arvensis - Feldrose 
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus - Gewöhnlicher Schneeball 

Die verbleibende Grünfläche ist mit Landschaftsrasen 
einzusäen. 

6.2.2 Mindestpflanzgrößen und -qualitäten: 
Alle Gehölze haben der Güteklasse A des Bundes Deutscher Baum¬ 
schulen zu entsprechen. 
Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm. 
Sträucher: 2 x verpflanzt, 60-100 cm 

6.3 Grünflächen (privat) im Gewerbebereich: 

Für die mit Planzeichen gemäß A.4 festgesetzten 
privaten Grünflächen im Gewerbebereich wird gemäß § 9(1)25a 
BauGB folgendes Pflanzgebot festgesetzt.- 

6.3.1 Pflanzung von Laubbäumen gemäß den Festsetzungen durch 
Planzeichen A.4, mit variablem Standort: 

TG = Tilia cordata "Greenspire" (Stadt-Linde) 
AP = Acer platanoides (Spitzahorn) 
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6.3.2 Pflanzung von Sträuchern: 
Flächendeckende Pflanzung auf mind. 40% der Grünfläche. 
Zu verwenden sind vorwiegend die Arten der potentiell natürlichen 
Vegetationsgesellschaft des Labkraut-Eichen- Hainbuchenwaldes 
(Galio carpinetum). Die Beimischung weiterer geeigneter 
Straucharten ist bis zu einem Anteil von 30 % zulässig. 

Die Bepflanzung ist angrenzend an öffentliche Verkehrsflächen 
mit niedriger Strauchpflanzung und zu den Baugrenzen hin mit hohen 
und mittelhohen Sträuchern auszuführen. 

6.3.3 Einsaaten: 
Soweit die Grünflächen eine Breite von mindestens 5 m aufweisen, 
ist es alternativ zu den Festsetzungen auch zulässig, an¬ 
grenzend an öffentliche Verkehrsflächen einen Streifen von maximal 
3 m Breite mit Landschaftsrasen nach RSM 7.1-7.4 mit 
Kräutern einzusäen. Die privaten Grünflächen zur Nordtangente 
und zu den Nord-Süd-Strassen können als Rasenfläche, auch ohne 
Strauchbepflanzung ausgebildet werden. 

6.3.4 Mindestpflanzgrößen und -qualitäten: 
Alle Gehölze haben der Güteklasse A des Bundes Deutscher Baum¬ 
schulen zu entsprechen. 
Bäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm. 
Sträucher: 2 x verpflanzt, 60-100 cm 

6.3.5 Die festgesetzten Grünflächen dürfen nicht für Lagerplätze, 
Stellplätze oder ähnlich befestigte Flächen verwendet werden. 

6.3.6 Je angefangene 300 m2 überbaubare Grundstücksfläche ein groß- 
kroniger Laubbaum zu pflanzen. 
Artenauswahl wie 6.2.1, Mindestgröße wie 6.2.3. 

6.3.7 Bei einer Teilung der überbaubaren Grundstücksflächen in mehrere 
Grundstücke ist beiderseits der entstehenden Grund¬ 
stücksgrenze ein je mindestens 3m breiter Bereich nach Maßgabe 
der Festsetzungen 6.3.2 mit Sträuchern und einem Anteil 
von 6 % Heistern oder Hochstämmen flächendeckend zu bepflanzen 
(in der Planzeichnung beispielhaft darstellt). 
Die Vorschriften des Art. 47 Abs. 1 AGBGB (Grenzabstände von 
Pflanzen) finden keine Anwendung. Diese Flächen dürfen nicht 
von befestigten Flächen unterbrochen werden. 

Negativliste: 

Nachfolgend aufgeführte Gehölze sind nicht zulässig: 
- Nadelgehölze, ausgenommen Pinus sylvestris (Schwarz-Kiefer), 
soweit sie eine Höhe über 1,50 m erreichen; 

- Trauerformen und rotlaubige Gehölze; 
- Hecken aus Thujen, Scheinzypressen; Fichtenhecken 

6.4 
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Zeitpunkt der Pflanzling: 

Die festgesetzten Pflanzungen und Einsaaten sind jeweils 
spätestens in der nach Inbetriebnahme der Gebäude folgenden 
Pflanzperiode (März/April oder Oktober/November) auszuführen und 
abzuschließen. 
Ausgefallene Pflanzen sind nachzupflanzen, Nachpflanzungen 
müssen den Güteanforderungen der entfernten Bepflanzung ent¬ 
sprechen . 

Freiflächengestaltungspläne: 

Die vorgesehene Nutzung der nicht bebauten Flächen, der Nachweis 
des Versiegelungsgrades, Maßnahmen zur Grünordnung 
- insbesondere Vegetationsplanung - sind gemäß Art. 5 BayBO in 
einem qualifizierten Freiflächengestaltungsplan darzustellen, 
der gemäß § 1 Art. 5 Bau VerfVO mit dem jeweiligen Bauantrag 
einzureichen ist. 
Der geprüfte Plan wird Bestandteil der Baugenehmigung. 

Bepflanzung im Sichtdreieck: 

Das Sichtdreieck ist von jeglichen baulichen Anlagen, auch 
genehmigungs- und anzeigefreien Anlagen freizuhalten. 
Einfriedungen, Bepflanzungen und Ablagerungen sind nur bis zu 
einer Höhe von 1,0 m, gemessen von der Fahrbahnoberkante, 
zulässig. 
Das Bepflanzen mit Bäumen ist zulässig, sofern diese eine 
Kronenansatzhöhe von mindestens 2,50 m haben. 

Fassadenbegrünung, Rankgerüste 

An Gebäude bzw. Gebäudeteilen mit fensterlosen oder nicht 
transparenten Fassaden von mehr als 4 m Breite sollten ge¬ 
eignete Kletterpflanzen gepflanzt werden. 

Containerstellplätze sind mit Rankgerüsten zu umbauen und 
einzugrünen. 

BEFESTIGTE FLÄCHEN 

GrundstücksZugänge und -Zufahrten, Fußwege und private Eigen¬ 
tümerwege sind funktionsabhängig so zu befestigen, daß ein mög¬ 
lichst geringer Abflußbeiwert erreicht wird. Wasserdurchlässige 
Beläge wie Rasenfugenpflaster, Rasengittersteine, Schotter¬ 
rasen und wassergebundene Decken sind zu bevorzugen. 
Die Entwässerung dieser Flächen darf nicht auf öffentliche Flächen 
erfolgen. Das Niederschlagswasser ist in den betreffenden Grund¬ 
stücken zu versickern. 
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7.2 Offene Stellplätze dürfen nicht versiegelt werden. Zulässig 
sind nur wasserdurchlässige Beläge. Die Fahrspuren sind mit 
geteerten Oberfläche zugelassen. Öffentliche Parkplätze sind mit 
Pflasterbelag von der Fahrbahn abzusetzen. 

8.0 ABGRABUNGEN, AUFSCHÜTTUNGEN, LÄRMSCHUTZWALL 

entfällt 

9.0 ABWASSERBESEITIGUNG 

9.1 Die öffentliche Abwasserbeseitigung wird als abgemagertes Misch¬ 
system ausgeführt. Kellerentwässerung ist nur über Hebeanlagen 
möglich. Unverschmutztes Niederschlagswasser (Dach- u. Hof- 
flächen, Wohnstraßen) ist über Sickergruben, auf dem eigenen 
Grundstück zu versickern. Der Betreiber hat sicherzustellen, daß 
keine Öl- und Benzinverunreinigungen in die Sickergrube gelangen 
können. 

Für die Regenwasserversickerung sind die einschlägigen Regelungen 
der TRENGW und NfreiV (Technische Regeln für die Einleitung von 
Niederschlagswasser in das Grundwasser, Niederschlagsfreistel- 
lungsVerordnung) zu beachten, ausserdem ist das 
Merkblatt ATV-DVWK-M 153 "Handlungsempfehlung zum Umgang mit 
Regenwasser" vom Februar 2000 zu beachten. 

9.2 Öffentliche Verkehrsflächen werden über die städtische 
Kanalisation entwässert. 

9.3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 
Anlagen zum Lagern, Umschlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln 
und Verwenden wassergefährdender Stoffe müssen so beschaffen sein 
und so eingebaut, aufgestellt, unterhalten und betrieben werden, 
daß eine Verunreinigung von Grundwasser oder Oberflächengewässern 
nicht erfolgen kann. 
Anlagen zur Lagerung und zum Transport wassergefährdender Stoffe 
müssen, entsprechend Art. 37 BayWG, angezeigt werden. 
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10. SCHALLSCHUTZ 

Gewerbeqeräusche 

Das Plangebiet ist nach §1 BauNVO hinsichtlich der maximal zulässigen 
Geräuschemissionen gegliedert. 
Es sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen 
je m2 Grundfläche innerhalb der Baugrenzen folgende immissionswirk¬ 
same flächenbezogene Schallleistungspegel nicht überschreiten: 

Maximale zulässige immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel in dB(A) in Richtung 

Name der Teil- 
fläche 

GE 1 - 6 

GE 7 und 9 

GE 8 

Norden 
tags 

58 

60 

62 

nachts 

45 

53 

Osten 
tags 

65 

65 

65 

nachts 

50 

55 

55 

* Nachtnutzung nur ausnahmsweise zulässig (s. Hinweise! 

Der Nachweis der Einhaltung der immissionswirksamen flächenbezogenen 
Schallleistungspegel ist nur für Immissionsorte außerhalb des 
Gewerbegebietes in Schallausbreitungsrichtung nach Norden 
(nächstgelegenes Wohnhaus oder Baugrenze im geplanten allgemeinen 
Wohngebiet oder Mischgebiet auf Fl.-Nr. 488) sowie nach Osten 
(nächstgelegenes Wohnhaus im Außenbereich auf Fl.-Nr. 745/1) zu 
führen. 

Baulicher Schallschutz: 

Baulicher Schallschutz ist im gesamten Planungsgebiet erforderlich. 
An allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich Aufenthaltsräume 
befinden, sind bei Errichtung und Änderung der Gebäude technische 
Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die gewährleisten, 
dass die Anforderungen an die LuftSchalldämmung von Außenbauteilen 
nach Tabelle 8 der DIN 4109 eingehalten werden. 
Für Festlegungen der erforderlichen LuftschalldEmmung von 
Außenbauteilen ist Lärmpegelbereich III zugrunde zu legen. 

11. VERSORGUNGSFLÄCHEN 

Ein Standort für eine Trafostation ist mit den Stadtwerken an 
der Nord-Ost-Ecke der Parzelle 05 abgestimmt. 
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C. HINWEISE 
**************** 

1. KARTENGRUNDLAGE 

Amtliches Katasterblatt M 1:1000, Koordinatenangabe auf Daten¬ 
träger durch die Stadt Mühldorf. 
Die Maßentnahme aus dem Plan ist nur bedingt möglich. 
Für die Maßhaltigkeit wird keine Gewähr übernommen. 
Bei der Vermessung sind etwaige Differenzen auszugleichen. 

Der Baumbestand entlang der Nordtangente liegt uns vom Tiefbauamt 
des Landkreises Mühldorf vor und wurde in die Planung 
eingearbeitet. 

2 . ALLGEMEINES 

2.1 Das Baugebiet wurde bisher landwirtschaftlich genutzt. 
Altlasten sind der Stadt nicht bekannt. 
Bei Humus- und Bodenabtrag ist sorgfältigst auf eventuelle 
geschichtliche Funde zu achten. Auf die Anzeigepflicht nach Art 8 
DSchG wird hingewiesen. 

2.2 Von der Nordtangente erfolgt die Verkehrsanbindung über 
eine neue Straße. Die Nordtangente wird bei dieser Anbindung 
mit einer Linksabbiegerspur erweitert. Weitere Zufahrten von 
der Nordtangente sind nicht möglich. 

2.3 Bei Verwendung von festen Brennstoffen wird auf die Entstehung von 
Stickoxyden und deren negative Auswirkung für die Umwelt 
hingewiesen. 

2.4 Bei der Errichtung der Gebäude sollte auf die Verwendung von 
Tropenholz, ausser Plantagenholz, verzichtet werden. 

2.5 Das Grundstück befindet sich in der Nachbarschaft zum Bodendenkmal 
7741/96 aus der Anlage des Flächennutzungsplanes, sodass den Bau¬ 
massnahmen aus fachlicher Sicht eine wissenschaftliche 
Untersuchung vorausgehen muss. Die Erlaubnis zum Aushub nach 
Art. 7 Abs. 1 DSchG durch die Untere Denkmalschutzbehörde kann 
erst nach erfolgter Untersuchung erteilt werden. 
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3. LÄRMSCHUTZ 

Gewerbeqeräusche 

Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des 
jeweiligen Genehmigungsverfahrens kann die Genehmigungsbehörde den 
Nachweis fordern, dass die festgesetzten immissionswirksamen 
flächenbezogenen Schallleistungspegel durch das entsprechende 
Vorhaben nicht überschritten werden. 
Der Nachweis ist für die jeweils nächstgelegenen Wohngebäude bzw. 
Baugrenzen der in den Festsetzungen angegebenen Flurnummern im Norden 
und Osten zu führen. Eine Emissionsbeschränkung bzgl. der 
Schallausbreitungsrichtung nach Süden und Westen besteht nicht. 
Dies bedeutet, dass für die ansiedlungswilligen Betriebe auch 
eine Optimierung der Immissionssituation durch eine günstige 
Ausrichtung von Geräuschquellen und Betriebsgebäuden im Sinne einer 
bevorzugten Abstrahlung nach Süden und Westen möglich ist. 

Die Berechnung der zulässigen Immissionsanteile je Betriebsgrundstück 
ist nach DIN ISO 9613-2 für freie Schallausbreitung über ebenem 
Gelände durchzuführen, wobei die Höhe des Schallausbreitungsweges 
gemäß Gl. 10 der DIN ISO 9613-2 mit hm = 4 m 
über Gelände anzusetzen ist. 

Bei der konkreten Anlagenplanung ist innerhalb des Gewerbegebietes 
darauf zu achten, dass vor Gebäuden mit Fenstern von Aufenthalts¬ 
räumen bzw. der nächsten Baugrenze auf den jeweiligen 
Nachbargrundstücken die Immissionsrichtwerte für Gewerbegebiete 
nicht überschritten werden. 
Auf die Nachweise kann verzichtet werden, wenn offensichtlich ist, 
dass es sich um einen nicht störenden, geräuscharmen Betrieb 
(z.B. nur Büronutzung) handelt. 

Auf den Flächen GE 1 bis 6 kann Nachtnutzung im Einzelfall zugelassen 
werden, wenn durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen 
wird, dass im Zusammenwirken mit den umliegenden Gewerbebetrieben 
die Immissionsrichtwerte an den nächstgelegenen bestehenden oder 
geplanten Baugrenzen nördlich des Bebauungsplanumgriffes eingehalten 
werden. 

4« VERKEHR 

Bei der Parzelle 7 wird die Baugrenze im Süd-Westen so geführt, dass 
eine spätere Erstellung eines Kreisverkehrs anstatt der Ampelanlage 
möglich ist. Das dafür notwendige Gelände kann bis zur Erstellung des 
Kreisverkehrs vom Eigentümer genutzt werden und ist zum Zeitpunkt der 
Erstellung dem Stassenlastträger zu übertragen. 
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Ä. PLANUNGSRECHTLICHE VORAUSSETZUNGEN 
•4c1c'kic'icic-kic-ie'k-k’k-k-kjc-k-k'k-k-kmk'ic-fc-A:-k-fe-k'k'fc-k-k'k'k'k'k'ki<ic'k‘ 

1. Der Flächennutzungsplan der Stadt Mühldorf a.Inn wird 
parallel zum Bebauungsplanverfahren angeglichen. 
Grund für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Regelung 
des Baurechtes. 

2. Mit diesem Bebauungsplan soll die Rechtsgrundlage und die städte¬ 
bauliche Ordnung für den im Plan begrenzten Geltungsbereich ge¬ 
schaffen werden. 

B. GRÖSSE, LAGE, BESCHAFFENHEIT DES GRUNDSTÜCKES 
**********■*•******■*•■*'•*•******'*■■*•********************** 

1. Grundstücksgrößen u. Eigentümer des Geltungsbereiches: 

(die Grundstücksgrößen wurden per CAD aus den DXF-Grundlagen 
ermittelt und können geringfügig von den Grössen des Vermessungs- 
amtes abweichen.) 

Flur Nummer 489 
Altmdf 

Flur Nummer 490 
Altmdf 

Flur Nummer 1478/4 
Mdf. 

Flur Nummer 1488 
Mdf. 

Flur Nummer 1489 
Mdf . 

In Teilbereichen 

Flur Nummer 293 
Altmdf 

Flur Nummer 486 
Altmdf 

Flur Nummer 491 
Altmdf 

Flur Nummer 527 
Mdf . 

Flur Nummer 1478/3 
Mdf . 

Maier Barbara, 
Münchener Str. 118, Mühldorf 

Büchner Engelbert u. Therese 
Münchener Str. 3, Mühldorf 

Gleixner Josef u. Maria, 
Harthauser Str. 7, Mühldorf 

Stadt Mühldorf (Weg) 

Büchner Engelbert u. Therese 
Münchener Str. 124, Mühldorf 

Landkreis Mühldorf 

Stadt Mühldorf 

Stadt Mühldorf 

Huber Josef, 
Harthauser Str. 3, Mühldorf 
Stadt Mühldorf 

17 636 m2 

21 222 m2 

16 053 m2 

642 m2 

18 050 m2 

1 676 m2 

193 m2 

3 158 m2 

4 188 m2 

4 355 m2 

87 173 m2 

Fläche des Geltungsbereiches gesamt: 8,717 ha 

/ 3 
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2. Grenzen 

Im Norden wird das Baugebiet durch eine landwirtschaftlich genutzte 
Fläche begrenzt. Hier ist die fortführende Bebauung in Planung. 
Im Osten grenzt das Baugebiet ebenfalls an eine landwirtschaftlich 
genutzte Fläche, die vorerst mit dieser Nutzung bleibt. 
Die südliche Begrenzung ist die Böschung zum Innkanal, getrennt 
durch die Nordtangente. 
Westlich grenzt das Baugebiet an die bestehende Straße nach 
Harthausen / Lochheim. 

3. Entfernung des Baugebietes zu folgenden Einrichtungen: 

3.1 Bahnhof 
3.2 Omnibushaltestelle 
3.3 Kirche 
3.4 Volksschule 
3.5 Versorgungsläden 

1 900 m 
500 m 

1 700 m 
3 200 m 
1 500 m 

Das Gebiet liegt ca. 2 500 m nordöstlich des Ortskernes von 
Mühldorf. 

4. Form, Höhenlage, Bodenbeschaffenheit 

Das Gelände ist eben und stellt ein Rechteck mit 
südlicher Ausbauchung durch die Strassenführung dar. 

Das Gelände liegt in etwa auf Höhe der Nordtangente. 

Im Gründungsbereich ist kein Grundwasser zu erwarten. 
Als Untergrund ist kiesiger Boden zu erwarten. Zur Herstellung 
eines tragfähigen und sicheren Baugrundes sind keine besonderen 
Maßnahmen notwendig. 
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C. GEPLANTE BAULICHE NUTZUNG 
ic'k‘k'kif'k-ic'k'ic'k'A:'ic-k'k-ir-k-k-k'ic-k’k-ir'k’k-kic-kir-kicicmk 

1. Art der baulichen Nutzung: 

GE - Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) - Teil I 
MI - Mischgebiet (§ 6 BauNVO) - Teil II 

2. Flächenzusammenstellung in m2 

Nr. Flächenbezeichnung 

1. Netto-Wohnbauland 

Netto-Wohnbauland gesamt 

2.a Netto-Gewerbeflache 

2.b Netto-Mischgebietflache gesamt 

Netto-Bauland gesamt 

3. Verkehrsflächen 

a) Strassen (incl. Nordtangente 
b) Gehwege 
c) Fuß-/Radweg 
d) Längsparker (Ost-West-Str. ) 

gesamt 

4.1 Öffentliche Grünflächen 
Strassenbegleitgrün 

4.2 Flächen für Gemeinbedarf 

5.0 Differenz CAD zu Vermessungsamt 

6.0 BRUTTOBAULAND GESAMT 

m2 

53 166 

16 774 

11 020 

1 604 
2 186 

723 

m2 

69 940 

15 533 

1 547 

57 

96 

87 173 

% Bruttobauland 

80,23 

17,82 

1,77 

0,07 

0,11 

100,00 

/ 5 
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D. KOSTENSCHÄTZUNG - ÖFFENTLICHE ERSCHLIESSUNG (Brutto) 
************************** *******************-*•**•******* + ■*•****-*• 

1. GRUNDERWERB für Straßen und öffentliche Plätze 
ohne Ansatz, da kostenfreie Übergabe an die Stadt Mühldorf. 

2. FAHRBAHNEN, GEHWEGE, STELLPLÄTZE (Herstellung) 

2.1 Erschließungsstr. 11 020 m2 a DM 170,- DM 1 873 000,- 
Neubau 
mit Entwässerung 
(Kanal wird über Herstellungsgebühr erstellt) 

2.2 Gehwege/ Radwege 3 790 m2 a DM 120,- DM 455 000,- 

2.3 Längsparker 723 m2 a DM 130,- DM 94 000,- 

3. KOSTEN FÜR ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN 

3.1 Strassenbegleit- 1 547 m2 a DM 50,- DM 77 000,- 
grün 

4. STRASSENBELEUCHTUNG 

Einheiten 25 Stk ä DM 3 000.- DM 75 000,- 

KOSTEN 1-4 GESAMT DM 2 574 000,- 

5. SONSTIGE KOSTEN 

5.1 Architekt DM 53 000,- 

5.2 Projektierung Straße / Kanal DM lt.Angebot 
Ing. Büro 

5.3 Notar-, Vermessungs-, Grundbuchgebühren DM lt. Notar¬ 
vertrag 

HERSTELLUNGSKOSTEN GESAMT DM 2 627 000.- 

Aufgrund der Haushaltslage der Stadt ist die Erschließung nur gesichert, 
wenn diese mit Verträgen mit den Grundstückseigentümern vereinbart ist. 

/ 6 
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E. WEITERE ERLÄUTERUNG 
************************** 

0. ALLGEMEINES 

Die Bebauung ist im Süden zur Nordtangente als Gewerbegebiet(GE) und 
zur geplanten Wohnbebauung im Norden als Mischgebiet(MI) festgelegt. 

1. PLANUNG UND STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

Entlang der Nordtangente werden Grundstücke für gewerbliche Nutzung 
ausgewiesen. Mit dieser Bebauung erfolgt eine schalltechnische Ab¬ 
schottung des Verkehrslärmes. Zwischen der gewerblichen Nutzung und der 
über den Geltungsbereiches hinausgehenden geplanten Wohnbebauung im 
Norden, wird ein Streifen mit Mischgebietnutzung festgelegt. 

Entlang der Nordtangente kann für Gewerbe eine Präsentation der Produkte 
über attraktive Gebäudegestaltung erfolgen. 

Mit einer Anbindung von der Nordtangente sowie einer Anbindung von 
Westen wird das Baugebiet erschlossen und in den geplanten nördlichen 
Bereich weitergeführt. 

2. GRÜNORDNUNG 

Planungsziele 

Die Grünordnung ist in den Bebauungsplan eingearbeitet und ist das 
planerische Instrument zur Verwirklichung der Ziele des Natur¬ 
schutzes und der Landschaftspflege im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes (vgl. Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG.). Er dient als 
Grundlage für die Nutzung der nicht überbauten Grunstücksflächen. 
Er hat die Aufgabe der Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes im 
Zusammenwirken mit der Bauordnung, der Sicherstellung der optimalen 
Benutzbarkeit der öffentlichen und privaten Freiräume und der 
Sicherung des Naturhaushaltes. 

Ausgangsgrundlage 

Landschaftsbild: 
Das Planungsgebiet befindet sich in der Landschaftsbildregion der 
glazial überprägten Landschaften des Alpenvorlandes und dem Land¬ 
schaftsbildkomplex der Terrassen und Auen der Alpenvorlandflüsse 
außerhalb der Endmoränenwälle. Wesentliches Strukturmerkmal dieser 
Landschaft ist die Geomorphologie, die gekennzeichnet ist durch 
deutlich sichtbare Stufen, getrennte Terrassen und schotterreiche 
Talauen. 

Die ebenen Terrassenflächen sind überwiegend von landwirt¬ 
schaftlicher Nutzung und inselhafter Waldverbreitung geprägt. 
Einzelhöfe, Weiler- und Haufendörfer mit Block- oder Gewannflur sind 
das typische Besiedlungsbild. 
Die Landschaft in der das Planungsgebiet liegt, ist daher sensibel 

/ 7 
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gegenüber dem Einfügen von geometrischen, überdimensionierten Makro¬ 
strukturen, die die Vernetzung der vorhandenen Strukturen teilen 
würde. 

Das geplante Baugebiet liegt auf einer Höhe von ca. 450m ü.NN, 
ca. 200 m nördlich der Terrassenstufe des Inn. 

Südlich der Nordtangente verläuft der Innkanal, dessen steile 
Uferböschungen mit einem sich sukzessiv weiterentwickelten Bestand 
aus heimischen Baum- und Straucharten bewachsen sind. 
Weitere Kleinstrukturen mit charakteristischer Vegetation der Bio¬ 
topflächen sind in unmittelbarer Nähe des Planungsgebietes nicht 
vorhanden. 

Ortsbild: 
Das Ortsbild der Stadt Mühldorf wird von Norden geprägt durch 
vorgelagerte Einzelhöfe und Weiler in landwirtschaftlicher Flur. 
Aufgrund der Ebenflächigkeit der Terrassenfläche haben sich dort 
großflächige Wohn- und Gewerbegebiete entwickelt. Der Ortsrand im 
Norden beeinflußt aufgrund der Ebenflächigkeit der Landschaft und 
der niedrigen Bebauung das Landschaftsbild nicht wesentlich, die 
Eingrünung der Ortsränder ist ausreichend gewährleistet. 

Planung der Freiflächen 

Die Gestaltung der Freiflächen erfolgt unter dem Gesichtspunkt, 
einen möglichst hohen Anteil biologisch aktiver Flächen (Rasen- und 
Pflanzflächen) zu erreichen. 
Dies wird durch die Pflanzung von Großbäumen unterstützt. 

Entlang der vorhandenen und geplanten Erschließungsstraßen wird auf 
privaten Grundstücksflächen die Pflanzung von großkronigen 
Laubbaum-Reihen zur Unterstützung der räumlichen Gliederung und zur 
Verbesserung des Straßenbildes festgesetzt, u.a. eine Fortführung 
der außerhalb des Planungsgebietes bereits vorhandenen 
Straßenbaumpflanzung entlang der Harthauser Straße ("Nordtangente"). 

Der Versiegelung von Flächen, die zu einer Einschränkung der Grund¬ 
wasserneubildung führt, wird durch die Festsetzung wasserdurch¬ 
lässiger Beläge für nur periodisch genutzte befestigte Flächen 
(Stellplätze) vorgebeugt. 

Für die gewerblichen Bauvorhaben ist im Rahmen der Baueingabeplanung 
ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan gefordert, der 
insbesondere Aussagen zur beabsichtigten Gestaltung der befestigten 
Flächen (Versiegelung), zu Lage und Umfang der begrünten Flächen und 
Angaben über Standorte, Arten und Pflanzgrößen der vorgesehenen 
Gehölze beinhalten muß. 

/ 8 
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3. VERKEHR 

Die Haupterschließung des Baugebietes erfolgt über eine Abzweigung von 
der Nordtangente nach Norden. 

Im oberen Drittel des Baugebietes erschließt eine Stichstraße die 
Gewerbe- u. Mischgebietsgrundstücke. 

Entlang der Nordtangente wird ein kombinierter Fuß-Radweg mit 3 m 
Breite errichtet, der östlich entlang der Erschließungsstr. nach Norden 
fortgeführt wird und auch für die Zufahrt des neuen Baugebietes dient. 

Da an die Verkehrsflächen gleich privates Grün anschliesst, sind die 
Standorte von Strassenleuchten mit Grunddienstbarkeiten auf privatem 
Grund abzusichern. 

4. SCHALLSCHUTZ 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet 
"Oberes Stadtfeld" der Stadt Mühldorf wurde bzgl. der 
Geräuschemissionen der Gewerbeflächen sowie der Geräuschimmissionen 
der Nordtangente das Gutachten der Lärmschutzberatung 
Steger & Piening GmbH, Bericht Nr. 1743/bl/hu, erstellt. 
Es kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Gewerbeqeräusche 

Die Einschränkung des Gewerbegebietes erfolgt hinsichtlich der 
zulässigen Geräuschemissionen. Dazu wurde das Gebiet gemäß §1(4) 
Nr. 2 BauNVO nach den Eigenschaften von Betrieben und Anlagen 
gegliedert. 

Dies war notwendig, um am Rande des geplanten nördlichen allgemeinen 
Wohngebietes bzw. Mischgebietes und am nächsten östlich gelegenen 
Wohnhaus im Außenbereich die schalltechnischen Orientierungswerte 
der DIN 18005 einhalten zu können. 

Es wurden deshalb maximal zulässige Geräuschemissionskontingente 
in Form von immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungs- 
pegeln für die gewerblich genutzten FlEchen festgelegt, deren 
Einhaltung beim Bau oder bei immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren bei Neu- oder Umplanungen von der 
Genehmigungsbehörde überprüft werden und umgesetzt als Immissions- 
anteile in die entsprechenden Bau- und Betriebsgenehmigungen 
aufgenommen werden können. 
Dadurch ist langfristig sichergestellt, dass auch im Zusammenwirken 
aller gewerblicher Geräuschemittenten keine schädlichen Umwelt- 
einwirkungen durch Geräusche an schützenswerter Bebauung eintreten. 

/9 
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Strassenverkehrsqeräusche; 

In der schalltechnischen Untersuchung wird weiterhin festgestellt, 
dass die zu erwartenden Geräuschimmissionen der direkt angrenzenden 
Nordtangente innerhalb der Baugrenzen im Planungsgebiet die 
Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung für Gewerbe¬ 
gebiete nicht überschreiten. 

Um jedoch auch den in Gewerbegebieten allgemein zulässigen 
gewerblichen Geräuschimmissionen bis 65 dB(A) tagsüber Rechnung 
zu tragen, wurden Maßnahmen zum baulichen Schallschutz festgesetzt, 
die für Aufenthaltsräume und speziell auch für Wohnnutzungen 
ausreichenden Schallschutz gewährleisten. 

5. VER- UND ENTSORGUNG 

5.1 WASSERVERSORGUNG 

Die Wasserversorgung ist durch die Stadt Mühldorf gesichert. Die 
vorhandenen Leitungen haben ausreichende Querschnitte und die 
Versorgungsleitungen des Plangebietes können hier angschlossen werden. 

5.2 STROMVERSORGUNG 

Die Versorgung des Plangebietes erfolgt durch das Netz der Stadtwerke. 

5.3 GASVERSORGUNG 

Die Gasversorgung plant die Erschliessung des Baugebietes. 

5.4 ABWASSER 
Die Entsorgung erfolgt über die städtische Kanalisation. 
Es ist ein abgemagertes Mischsystem geplant. Das gesamte Regenwasser 
ist auf den Grundstücken zu versickern. 

5.5 MÜLLENTSORGUNG 

Die Müllentsorgung ist durch die Müllabfuhr des Landkreises gesichert. 
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Stadtbauamt Mühldorf a. Inn 

Az.: 51-610/8-9-Sb 

Mühldorf a. Inn, 11.04.2002 

Bekanntmachung 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für den Bebauungsplan "Oberes 

Stadtfeld Teil I" (siehe Lageplan). 

Der Stadtrat. der Stad, «MW ■ » » ata ^ZBOOB , 

b“"".5“« aer-U»D § «« 3 « (BauGB) od,- 
üblich bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan "Oberes Stadtfeld Teil I" 

j.d.F.v. 05.02.2002 in Kraft. 

55TÄSU« und über deren tnbal, «u.bun« »Logen. 

folgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich werden demnach 

• R 91 a Ah«; 1 Satz 1 Nr 1 und 2 BauGB bezeichne- 1. eine Verletzung der in §214 Abs. ibaizi m. 

ten Verfahrens- und Formvorschriften und 

2 Mängel der Abwägung 

wenn sie nicht in p^ebelTahren^ Bebauungs- 
Nummer 2 mnerhalo von siebe emeinde qeltend gemacht worden sind; der 

SÄ!« SÄ "dar den Menget begründen .... ie. de^ulegen. 

AuBerdem wird auf di, Verebb,«Jen de. |«IA£ 3 B.D:11 und 2 .ewieAbe.4^ 

i§slli====r 
Mühldorf a./lnn, 11.04.2002 

Günther Knoblauch^ , 
1. Bürgermeister 

Aushang 
Rathaus 
Mößling 
Altmühldorf 

An der Amtstafel 
angebracht: 
abgenommen: 

17.04.2002 
22.05.2002 


